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WR 9 und WRWSG-W 8: Grundwissen 

„Kenntnis wichtiger rechtlicher Gestaltungsmöglichkeiten“

Vorschlag zur Interpretation der Grundwissensbegriffe:
-
Verträge kommen durch mindestens einen Antrag und eine Annahme zustande. Aus Verträgen ergeben sich Rechte und Pflichten. 

(Rechte und Pflichten, z. B. aus dem Kaufvertrag, sind aus den Normen des BGB ersichtlich und daher nicht als aktives Wissen zu beherrschen)

-
Leistet der Verkäufer nicht mangelfrei, liegt ein Sachmangel vor. Der Käufer hat dann zunächst Anspruch auf Nacherfüllung, d. h. der Verkäufer hat eine zweite Chance, den Vertrag ordnungsgemäß zu erfüllen. Der Käufer hat dabei prinzipiell die Wahl, ob dies durch Lieferung einer mangelfreien Sache geschieht (Ersatzlieferung) oder die Sache repariert wird (Nachbesserung). Für weitergehende Rechte des Käufers müssen weitere Voraussetzungen gegeben sein.
-
Die rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten des Minderjährigen sind beschränkt. In der Regel können beschränkt Geschäftsfähige (d. h. die Sieben- bis Siebzehnjährigen) nur mit vorheriger Einwilligung bzw. nachträglicher Genehmigung der Eltern wirksame Verträge schließen. Die Einwilligung kann auch dadurch erfolgen, dass die Eltern dem beschränkt Geschäftsfähigen Mittel zur freien Verfügung überlassen („Taschengeld“).
-
Besitz und Eigentum kennzeichnen die Verfügungsrechte an einer Sache. Besitz erlangt man durch ein tatsächliches Handeln. Zur Übertragung des Eigentums ist  i. d. R. zusätzlich ein Vertrag notwendig.

-
Für Unternehmerinnen und Unternehmer ist die Wahl der Rechtsform ein wichtiges Gestaltungsmittel, um ihre persönliche Haftung einzuschränken. Insbesondere bei den Kapitalgesellschaften (z. B. GmbH und AG) ist die persönliche Haftung der Teilhaber eingeschränkt: Es haftet nur die Gesellschaft mit ihrem Vermögen und nicht die einzelnen Teilhaber.

-
Bei dem Versuch, seine Bedürfnisse zu erfüllen, kommt der Mensch unvermeidbar mit den Bedürfnissen anderer in Konflikt. Rechte und Pflichten des Einzelnen werden daher möglichst klar geregelt (Ordnungsfunktion des Rechts). Dabei soll die  Rechtsordnung die Rechte Schwächerer, z. B. der Minderjährigen, besonders schützen (Schutzfunktion des Rechts). 






